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Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

II b 2 - 2206 - 220/58 - 


Bonn, den 11. März 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Behebung der Berufsnot älterer Angestellter 

Bezug : I. Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, Dr. Franz, Höcherl, 
Dr. Schneider (Hamburg) und Genossen 
— Drucksache 228 — 

II. Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 229 — 


Die vorgenannten Kleinen Anfragen beantworte ich 
namens der Bundesregierung wie folgt: 

1 . 

Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, Dr. 
Franz, Höcherl, Dr. Schneider (Hamburg) und Genos- 
sen Drucksache 228 — 

Zu 1. 

a) Irn Bundesgebiet betrug die Zahl der arbeitslosen 
m ä n n I i c h e n Angestellten über 45 Jahre 

am 31. Oktober 1950 80 149 

am 31. Juli 1954 51 186 

am 15. Oktober 1955 - 36 556 

am 15. Oktober 1956 27 885 

am 15. Oktober 1957 24912 

Die Zahl der arbtutslosen w(Mb liehen Ange- 
stidlten über 45 Jahre betrug 

am 31. Oktober 1950 22 256 

am 31. Juli 1954 21 095 

am 15. Oktober 1955 21 439 

am 15. Oktober 1956 - 18 837 

am 15. Oktober 1957 - 15 676 

b) In Berlin (West) betrug die Zahl der arbeitslosen 
männlichen Angestellten über 45 Jahre 

am 31. Oktober 1950 - 25 474 

am 31. Oktober 1952 19 457 

am 31. Juli 1954 " 16 445 

am 15. Oktober 1955 - 12 532 

am 15. Oktober 1956 - 9 879 

am 15. Oktober 1957 8 654 


Die Zahl der arbeitslosen weiblichen Ange- 
stellten über 45 Jahre betrug 

am 31. Oktober 1950 - 17 621 

am 31. Oktober 1952 - 17 364 

am 31. Juli 1954 - 16 093 

am 15. Oktober 1955 - 15 768 

am 15. Oktober 1956 13 494 

am 15. Oktober 19.57 11655 

Zu 2. 

Auf Grund des Beschlusses des Bundeskabinotts vom 
27. Juni 1957 wurden nach der ersten Meldung d(U' 
Bundesdienststellen vom 1. Oktober 1957 — die Bun- 
desbehörden melden mir die Einstellungen zuin 
l. April und 1. Oktober jeden Jahres - (üngesfellt^ 

im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums den’ 

Finanzen 12 ältere Angeslelltc' 

im Geschäftsbereidi des 
Bundesministeriums für 
Verteidigung (von Mai 

bis September 1957) 357 ältere Angestellte, 

Ich habe die Bundesbehörden gebeten, mir die Er- 
richtung neuer Dienststellen und die Übertragung 
neuer Aufgaben, die Personaleinstellungen erforder- 
lich machen, jeweils gesondert mitzuteilen. 

Zu 3. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben 
vom 9. August 1957 die Regierungen der Länder von 
dem Kabinettsbeschluß vom 27. Juni 1957 unterrich- 
tet und sie gebeten, entsprechend zu verfahren. 
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Alii dicjses Schreiben haben der Senator für Inneres, 
Berlin, und der Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg geantwortet. 

Der Senator für Inneres in Berlin hat von einem Be- 
schluß des Senats von Berlin vom 21. Februar 1955 
Kenntnis gegc^ben, nach dem freie, freiwerdende und 
neugesdiaUenc: Stellen iür Angestellte, Aushilfsan- 
gestelUe und Arbeiter außer mit Personen, die nadi 
den Vv'iedergutmachungsgesc^tzen, dem Gesetz zu 
Artikel 131 GG, dem Schwerbeschädigtengeset'z und 
dem Heimkehrergesetz unterzubringen sind, mit ge- 
eigneten Bewerbern zu besetzen sind, die über 
45 Jahre alt und beim Arbeitsamt mindestens seit 
4 Jahren ununterbrochen als arbeitslos gemeldet 
sind. Auf Grund dieses Beschlusses sind nach dem 
Bericht des Berliner Senats an das Berliner Abge- 
ordnetenhaus vom 20. Juli 1957 bis zum Juni 
1957 rd. 1500 arbeitslose ältere Angestellte einge- 
stellt worden (der Bericht des Senats ist in den 
Mitteilungen Nr. 52 des Präsidenten des Abgeord- 
netenhauses von Berlin veröffentlicht). 

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat 
mitgoteilt, daß er am 13. April 1954 beschlossen hat, 
bei der Beisetzung von Angestelltenstellen in ver- 
stärktem Maße arbeitslose ältere Angestellte zu be- 
rücksiclitigen. Auf Grund dieses Beschlusses sind bis 
zum September 19v57 575 ältere Angestellte einge- 
s Lullt worden. 

Fs ist beabsichtigt, in dieser Frage nochmals an die 
Länder und die öffentlichen Körperschaften heran- 
zutreten. 

Zu 4. 

Bei einer aufgeschlossenen und verständnisvollen 
Haltung der Arbeitgeber und bei verstärkten Ver- 
rnittlungsbemühiingen der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung müßte es 
im Hinblick auf die günstige Lage der Wirtschaft und 
den hohen Bedarf an Arbeitskräften möglich sein, 
die älteren Arbeitnehmer in Arbeit zu bringen. Ich 
habe mich deshalb in einem Schreiben vom 3. März 
dieses Jahres an den Präsidenten der Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände mit 
dem eindringlichen Appell an die Arbeitgeber ge- 
wandt, bei der Entscheidung über Einstellungen nicht 
vom Alter, sondern von den Fähigkeiten, Kennt- 
nissen und Erfahrungen der Bewerber auszugehen. 
Ich habe in meinem Schreiben darauf hingewiesen, 
daß c*s sich bei den arbeitslosen älteren Angestellten 
in der Regel um vollverwendungsfähige und quali- 
fizi(M'te Arbeitskräfte handelt, und daß es jedem Un- 
befangenen unverständlich erscheinen muß, wenn bei 
der derzeitigen Wirtschaftslage eine Gruppe arbeits- 
fähiger Menschen mit bester Schaffenskraft vom 
Arbeitsprozeß ausgeschlossen bliebe. Ich habe den 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung gebeten, die Ar- 
beitsvermittlung der älteren Arbeitnehmer, insbe- 


sondere der dlLeren Angestellten, in den kommendun 
Monaten der ansteigenden Beschäftigungsentwick- 
lung zum Schwerpunkt der Vermittlungstätigkeit zu 
machen, und möchte meinen, daß es dem Zusammen- 
wirken aller Beteiligten gelingen sollte, die Arbeits- 
losigk(Ml dieses Persononkroises weitgehend zu be- 
heben. 

Zu 5. und 6. 

Nach § 132 AV WCj kann der Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt mit Zustimmung des Bundesminisleis 
iür Arbeit und Sozialordnung zulassen, daß Arbeit- 
gebern zur Eingliederung von langfristig Arbeits- 
losen Beihilfen bis zu 50 v. H. des tarillichen oder — 
soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht -— des 
im Bei Ul o ortsüblichen Arbeitsentgelts für die Dauer 
von höchstens 26 Wochen als Darlehen odeu Zuschuß 
gewährt werden können. 

Ich habe die Bundesüiistalt Jüi Arbcutsvermitllung 
und Arboilslosenvei sictierung im vergangenen 
Jahre gebeten, die hier gegebenem Möglichkeiten so 
schnell wie» möglich auszuschöpfen. Die Bundesan- 
stalt beabsichtigt, die Pdchtlinien für die Gewährung 
von Anlernzuschüssun gcmiäß § 130 Nr. 4 AVAVG 
und die Richtlinien für die Gewährung von Ein- 
gliederungsbeihllfen gemäß § 132 AVAVG zusarn- 
menzufasseii. Ein Entwurf dieser Richtlinien wird im 
Laufe dieses Monats im Verwaltiingsrat der Bundes- 
anstalt behandelt werden. 

Auf meint* Anregung lial dit* Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
mit Erlaß vom 23. Dezember 1957 die Gewährung 
von Eingliederungsbeihilfen gemäß § 132 AVAVG 
für Westberlin vorab geregelt. Diese Regelung ist 
am 1. Januar 1958 in Kraft getreten. 

Zu 7. 

Von der Möglichkeit, die § 140 Abs. 3 AVAVG für 
die Beschäftigung arbeitsloser älterer Angestellter 
bei gemeinnützigen Maßnahmen, insbesondere sol- 
chen, die kulturellen oder wissenschaftlichen Zwek- 
ken dienen, bietet, ist bisher in Westberlin und Ham- 
burg Gebrauch gemacht worden. Boi diesen Maß- 
nahmen waren in der Zeit vom 1. April 1957 bis 
31. Januar 1958 monatlich durchschnittlich 7100 
arbeitslose ältere Angestellte beschäftigt. Die durch- 
schnittliche Dauer der Beschäftigung bei diesen Maß- 
nahmen betrug in Westberlin 39 Wochen, in Ham- 
burg 20 Wochen. Für die Durchführung derartigen 
Maßnahmen waren im Rechnungsjahr 1957 in West- 
berlin 9 345 600 DM, in Hamburg 563 940 DM 
bereitgestellt. Von diesen Mitteln waren bis zum 
31. Januar 1958 in Westberlin 7 788 000 DM, in 
Hamburg 469950 DM verbraudit. In Westberlin 
sind seit dem 1. April 1953 insgesamt 31668000 
DM, in Hamburg seit dem 3. Juli 1954 2 893 448 DM 
boreitgestellt worden. 
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IT. 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP — Druck- 
sactie 229 

Zu 1. bis 3. 

Auf die Ausführungen zu Nr. 5 und 6 der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Wieninger und Genossen 
— Drucksache 228 — darf Bezug genommen worden. 

Weitor(': Angaben können /,. Z. nicht gemacht worden. 

Zu 4. 

Auf die Ausführungen zu Nr. 4 der Kleinen Anfrage 
der Abgeordneten Wieninger und Genossen — 
Drucksache 228 — darf Bezug genommen werden. 

l ui die Binyliederung langfristig arbeitsloser älterer 
Angestellter sind seitens der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
folgende Maßnahmen vorgesehen; 

( 1 ) Gewährung von Vorstellungs-, Reise- und Um- 
/Ligskosten gemäß § 130 Nr. 1 AVAVG; 

b) Gewährung von Trennungsbeihilfen gemäß § 130 
Nr. 2 AVAVG ; 

r) CRiwährung von Anlorn/iischüsson cjeinäß § 130 
Nr. 4AVAVCb 


d) Gewährung von Überbrückungsbeihilfen bis zur 
ersten Lohn- oder Gehaltszahlung gemäß § 130 
Nr. 5 AVAVG; 

o) Gewährung von Einglioderungsbeihilfen gemäß 
§132 AVAVG; 

f) Durchführung beruflicher Bildungsmaßnahnum 
gemäß § 133 AVAVG; 

g) Gewährung von Überbrückungsbeihilfen bei Auf- 
nahme einer selbständigen Tätigkeit gcunäß 
§135 AVAVG. 

Im Rechnungsjahr 1958 sind für die Gewährung von 
Eingliederungsbeihilfen zur Förderung der Unter- 
bringung langfristig Arbeitsloser nach dem Haus- 
haltsvoranschlag der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 200000 DM 
aus Mitteln der Bundesanstalt und 3 750 000 DM 
aus Bundesmitteln — Arbeitslosenhilfe — - vorgesc“- 
hen. Hinsichtlich der Voranschläge für die übrigen 
oben angegebenen Maßnahmen zur Förderung dcu 
Arbeitsaufnahme ist es nicht mögÜch, getrennte An- 
gciben für langfristig arbeitslose ältere Angestellte' 
zu machen. Nach § 138 Abs. 2 AVAVG sollen di(' 
Maßnahmen vor allem dazu dienen, die Eingliedc'- 
rung älterer Arbeitsloser in geeignete Arbt'it zu 
fördern. 
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